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Die Bauwirtschaft sieht die Notwendigkeit, Bürokratie abzubauen und die Unternehmen von 

unnötigen Berichtspflichten zu entlasten. Gleichwohl sollte berücksichtigt werden, dass sämtliche 

Herausforderungen, vor denen unsere Gesellschaft steht, direkt oder indirekt von einer 

funktionierenden Wirtschaft und insbesondere einer gut aufgestellten Bauwirtschaft abhängen. 

Um Investitionen zu planen und Fachkräftebedarfe einzuschätzen und somit Baukapazitäten 

vorzuhalten oder neue Geschäftsmodelle zu entwickeln, benötigen Unternehmen präzise 

statistische Informationen. Auch für staatliches Handeln sind amtliche Statistiken unverzichtbar, 

sei es bei der Bewertung der wirtschaftlichen Lage, der Ausgestaltung von Förderprogrammen, 

der Planung langfristiger Infrastrukturinvestitionen oder der Überprüfung politischer Maßnahmen 

auf ihre Wirksamkeit. 

 

Derzeit ist die amtliche Baustatistik für derartige Analysen gut aufgestellt. Wenn die 

umfangreichen Streichungen, die zum großen Teil das Baugewerbe betreffen, so umgesetzt 

werden, wie im Entwurf vorgesehen, wird das aus Sicht der Bauwirtschaft nicht mehr der Fall 

sein.  

 

So zeigt der Auftragsbestand ein realistischeres Bild, wie viel Auftragsvolumen noch auf dem 

Markt ist als der Auftragseingang. Schließlich wird der Auftragseingang im Bauhauptgewerbe 

nicht nachträglich um zwischenzeitig erfolgte Stornierungen bereinigt. Ebenso wenig wird 

abgebildet, dass die Geschwindigkeit der Abarbeitung von Auftragseingängen strukturellen 

Veränderungen und konjunkturellen Schwankungen unterliegt. Nur der Auftragsbestand ist ein 

geeigneter Indikator, um zu beurteilen, ob beide Einflüsse auf die bes tehende Auftragslage 

durchgeschlagen haben. Angesichts der zunehmenden gesamtwirtschaftlichen Unsicherheiten 

und Krisen und der damit einhergehenden potenziellen Auftragsstornierungen und  

-verschiebungen, würde die nach Abschaffung noch verbleibende restliche Datenlage nicht 

ausreichen, ein adäquates Bild der aktuellen baukonjunkturellen Lage zu zeigen.  

 

Die Umfrageergebnisse des ifo Instituts genügen in diesem Zusammenhang nicht, da sie lediglich 

erfassen, ob Unternehmen betroffen sind, jedoch keine Angaben über das tatsächliche Ausmaß 

beziehungsweise die Höhe der betroffenen Auftragsvolumina machen. Aus unserer Sicht sollte 

die amtliche Statistik den immer stärker schwankenden globalen Entwicklungen Rechnung tragen 

und die Erhebung des Auftragsbestandes fortsetzen.  
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Nur so gibt es eine geeignete Grundlage, die Konjunkturentwicklung im Bauhauptgewerbe 

abzuschätzen, um auch künftig angemessen auf Krisen zu reagieren. Nicht umsonst wurde die 

monatliche Erhebung des Auftragsbestandes im Verarbeitenden Gewerbe 2006 eingeführt, 

während die vierteljährliche Erhebung im Bauhauptgewerbe aus gutem Grund schon seit Mitte der 

70er Jahre durchgeführt wird.  

 

Die derzeitige Strukturstatistik im Bauhauptgewerbe, die sogenannte Ergänzungserhebung,  

liefert insbesondere über die Umsatz- und Beschäftigten-Struktur des Bauhauptgewerbes und 

dessen Wirtschaftszweige wichtige Informationen differenziert nach Beschäftigtengrößenklassen 

und bei den Beschäftigten zusätzlich nach Stellung im Betrieb. Sie ist damit derzeit die einzige 

belastbare Quelle zur Beobachtung des – teilweise auch politisch initiierten – strukturellen 

Wandels in der Branche. Sie ist derzeit auch die einzige Erhebung, welche die Zahl der 

Beschäftigten und den Wert des Umsatzes für alle Betriebe differenziert nach 

Wirtschaftszweigen und Bausparten veröffentlicht. Die Unternehmen des Bauhauptgewerbes 

sind sehr heterogen aufgestellt, eine differenzierte Betrachtung ist somit unerlässlich. 

Insbesondere auf 4-Steller-Ebene, da ansonsten so wichtige Wirtschaftszweige wie Bau von 

Straßen, Bahnverkehrsstrecken und Kabelleitungstiefbau nicht mehr detailliert analysiert werden 

können.  

 

Angesichts der großen Herausforderungen zur Modernisierung Deutschlands Infrastruktur 

sollte von einer Streichung (siehe Synopse §4, b, Buchstabe B) unbedingt abgesehen 

werden. Eine Beibehaltung dieser wichtigen Statistik ist auch im politischen Interesse.   

 

So ist den Analysen u. a. regionalspezifisch zu entnehmen, dass die Kapazitätserweiterung bei 

den Bahnbaubetrieben mit Start des Investitionshochlaufs 2016 deutlich an Fahrt aufgenommen 

hat. Hinsichtlich der Zahl der Betriebe betraf dies eher die Kleinbetr iebe, hinsichtlich der Zahl der 

Beschäftigten ist der Kapazitätsaufbau aber nahezu ausschließlich den größeren Betrieben mit 

200 und mehr Beschäftigten zu verdanken. Hinzu kommt, dass man der Ergänzungserhebung 

entnehmen kann, dass der Beschäftigtenaufbau überwiegend bei den kaufmännisch / technischen 

Angestellten erfolgte: Der Anteil ist bei Bahnbaubetrieben von 18 % 1995 auf 28 % 2025 

gestiegen (im Durchschnitt des Bauhauptgewerbes liegt der Anteil aktuell bei 24 %). Der Anteil 

der Arbeiter ist bei Bahnbaubetrieben hingegen mit 48 % nahezu konstant geblieben, 

demgegenüber hat sich der Anteil der Baumaschinenführer auf 7 % halbiert. Auch auf die 

zunehmenden Investitionen in der Leitungsinfrastruktur hat die Branche reagiert und Kapazitäten 

aufgebaut: Es waren in diesem Wirtschaftszweig 2025 viermal so viele Betriebe und Beschäftigte 

tätig als 2010. Auch hier ist die Zunahme der Betriebe überwiegend auf eine vermehrte Zahl an 

Kleinbetrieben zurückzuführen, die Zunahme bei den Beschäftigten erfolgte hingegen 

überwiegend bei den Großen.  

 

Für diese Analyse sind konsistente Zeitreihen nötig, ansonsten ist es nicht möglich, 

Strukturveränderungen ohne Bruch und Informationsverlust darzustellen. Dies ermöglicht nur die 

Ergänzungserhebung. Der Kenntnisgewinn überwiegt unseres Erachtens den Aufwand, 

schließlich wird die Erhebung nur einmal im Jahr durchgeführt und neugegründete 

Betriebe sind in den ersten drei Jahren von der Berichtspflicht ausgenommen, womit sich 

die Belastung der (Klein-)Betriebe in Grenzen hält.  
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Aufgrund des hohen Anteils an Kleinbetrieben im Bauhauptgewerbe mit 1 bis 19 Beschäftigten 

von 88 % mit einem Beschäftigtenanteil von 40 % und einem Umsatzanteil von 29 % ist eine 

Abschneidegrenze keine Option. In einzelnen Wirtschaftszweigen des Bauhauptgewerbes liegen 

die Anteile sogar deutlich höher. Nur eine Vollerhebung über alle Größenklassen garantiert die 

gute Qualität der Erhebung und belastbare Aussagen über die Branche.  

 

Auch muss berücksichtigt werden, dass nur die Ergänzungserhebung die Beschäftigten nach 

Stellung im Betrieb ausweist („Inhaber, mithelfende Familienangehörige“; „Kaufm. und 

technische Arbeitnehmer und Azubis“; „Poliere, Schachtmeister, Werkpoliere“; „Maurer, 

Betonbauer, Zimmerer und übrige Baufacharbeiter“; „Baumaschinenführer, Berufskraftfahrer“; 

„Hilfsarbeiter“ sowie „gewerbliche Azubis“). Dies können weder die Daten des 

Unternehmensregister (URS) noch die der Bundesagentur für Arbeit (BA) leisten. Hinzu kommt, 

dass bei Letzteren die Zahl der Beschäftigten ohne Inhaber ausgewiesen wird, da in den Daten 

der BA nur die sozialversicherungspflichtig Beschäftigten erfasst werden. Im Bauhauptgewerbe ist 

aber ein hoher Anteil der tätigen Personen „Inhaber und mithelfende Familienangehörige“. Im 

Durchschnitt des Bauhauptgewerbes liegt der Anteil bei 6 %, in einigen Wirtschaftszweigen sogar 

deutlich höher (z. B. Schornstein-, Feuerungs- und Industrieofenbau mit 14 % oder Dachdeckerei 

und Zimmerei mit 11 %). Die Angaben nach Stellung im Betrieb wurden im Rahmen eines 

früheren Statistikabbaus aus dem Monatsbericht gestrichen, mit dem Argument, diese 

Informationen könnten ja noch der Ergänzungserhebung entnommen werden. Wenn diese nun 

wie geplant ebenfalls entfällt, gibt es keine Möglichkeit mehr, auf diese wichtigen Daten 

zuzugreifen. 

 

Des Weiteren gibt die Ergänzungserhebung Auskunft über die Struktur und Entwicklung nach 

Bausparten (Wohnungsbau, Wirtschaftshoch- und Tiefbau, Öffentlicher Hochbau, Straßenbau 

und sonstiger Tiefbau). Dies ermöglicht uns, die absoluten Werte aus dem Monatsbericht der 

Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten des Bauhauptgewerbes auf alle Betriebe hochzurec hnen 

und einen aktuellen Jahresumsatz und Arbeitsstunden für alle Bausparten auszuweisen. Eine 

differenzierte Betrachtung der Entwicklung insbesondere im Wohnungs- und Öffentlichen 

Bau ist für uns und auch für die Politik von elementarer Bedeutung.  

 

Das Statistische Bundesamt beschreibt im Qualitätshandbuch den Rahmen zur Sicherstellung der 

Datenqualität in der deutschen amtlichen Statistik. Zentrale Säulen sind dabei Relevanz, 

Genauigkeit, Aktualität, Pünktlichkeit, Zugänglichkeit, Klarheit sowie Vergleichbarkeit und 

Kohärenz. Das heißt die Statistiken müssen den Anforderungen der Nutzer entsprechen und die 

Daten müssen über Zeit und Raum hinweg vergleichbar und logisch konsistent sein.   

 

Angesichts der enormen Bedeutung der Bauwirtschaft sollte es unser gemeinsames Ziel sein, das 

auf Konsistenz angelegte Gesamtsystem der amtlichen Baustatistik zu erhalten, weiter zu 

verbessern und so auszurichten, dass es den zukünftigen Anforderungen gerecht wird. 

Schließlich werden 10 % des BIP für Bauinvestitionen verwendet, 5 % der gesamtwirtschaftlichen 

Wertschöpfung vom Baugewerbe erbracht und knapp 6 % der gesamten Erwerbstätigen sind im 

Baugewerbe beschäftigt. 
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Der Grund für die Erstellung einer Statistik sollte das Nutzerinteresse sein, der Grund für eine 

Streichung somit der Wegfall des Nutzerinteresses. Dies ist hier nicht gegeben. Der 

ausschließliche Grund der Streichung liegt darin, dass keine direkte Lieferverpflichtung gem äß 

europäischer Rahmenverordnung für Unternehmensstatistiken besteht (siehe Entwurf auf Seite 

34). 

 

Gemeinsames Ziel sollte sein, eine Entlastung der Unternehmen zu realisieren, ohne dabei die 

unverzichtbare Datenbasis für die Steuerung der Bauwirtschaft und der Infrastrukturpolitik zu 

gefährden. Daher bringt sich die Bauwirtschaft gerne ein, um über die Auswirkungen der geplanten 

Streichungen zu berichten sowie praxisnahe Alternativen zu erarbeiten.  
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